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Strikte sektorale Budgetierung im Bereich der vertragsirztliichen Vergitung

Inhalt: -

Gegenwirtig sind die Venragspénner bei der Vereinbarung der Héhe der Gesamtvergltung
an den sog. Grundsatz der Beitragssatzstabilitit gebunden: d.h., dass die Gesamtvergl-
tungen jedes Jahr héchstens um die Rate ansteigen dirfen, um die durchschnittlich der sog.
Grundlohn im Vorjahr angestiegen sind. Eine Uber die Grundlohnrate hihausgehende Ausga-
bensteigerung kann vereinbart werden, wenn ,die damit verbundenen Mehrausgaben durch
vertraglich abgesicherte oder bereits erfolgte Einsparungen in anderen Leistungsbereichen
ausgeglichen werden® (§ 71 Abs. 2 SGB V) oder ,die notwendige medizinische Versorgung ..
auch nach Ausschépfdng von Wirtschaftlichkeitsreserven ohne Beitragssatzerhéhung nicht zu
gewdhrleisten" ist (§ 71 Abs. 1 SGB V). Diese Flexibilitat wurde geschaffen, um Strukturveran-
derungen, die zu Leistungsverlagerungen zwischen den verschiedenen Sektoren flihren, zu
~ erméglichen und zu férdern. Fir den Bereich der neuen Lénder wurde durch das ."Gesetz zur
Einflihrung des Wohnortprinzips” fGr die Jahre 2002 bis 2004 zuséatzlich die Maglichkeit zu
Honorarerhdhungen von jahrlich bis zu 3 v.H. (in den Jahren 2002 bis einschlieRlich 2004 ins-
gesamt bis zu 6 v.H.) erdffnet, sofern in dem genannten Zeitraum die damit verbundenen
Mehrausgaben durch Minderausgaben bei den Leistungen von Krankenkassen und Leistungs-
‘erbringern in dem jeweiligen Land erwirtschaftet werden und insoweit die Beitragssatzstabilitat
durch die Erh¢hung nicht geféhrdet wird.

Bei' einer "strikten sektoralen Budgetierung" im Bereich der vertragsarztlichen Vergitung
wird die zu vereinbarende Erhdhung der von den Krankenkassen zu zahlenden Honorarsum-
men (Gesamtvergatungen nach 85 Abs. 3 SGB V) im Jahr 2003 in den alten und den neuen
Landern jeweils auf die dort festgestelite Veréndérungsrate der beitragspflichtigen Einnahmen
der Mitglieder aller Krankenkassen je Mitglied (sog. Grundlohnrate (West: 0,8 v.H. bzw. Ost:
2,1 v.H.)) begrenzt, d.h. die 0.g. Offnungsklausein des Grundsatzes der Beitragssatzstabilitat
finden in diesem Jahr keine Anwendung. Dies kann durch einen entsprechenden Artikel, der
auf § 85 Abs. 3 SGB V Bezug nimmt, geregelt werden. Daruber hinaus besteht ggf. folgender
Regeluhgsbedarf: ‘ |
- Fur den Bereich der neuen Lander ist klarzustellen, dass der durch das Wohnortgesetz ge-
schaffene zusatzliche Spielraum fur Honorarerhhungen von bis zu 3 v.H. (s.0.) auch im
Jahr 2003 bestehen bleibt, |
- Ggf. sind die Strukturvertrdge nach § 73 a SGB V in die Ausgabenbegrenzung ginzubezie-
hen. |
- FiIr einzelne Leistungen (z.B. vertragsarztliche Leistungen zur Friherkennung von Krank-

_heiten, Schutzimpfungen, vertragsérztiiche Leistungen bei der Substitutionsbehandiung der
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Drogenabhangigkeit) sind u.U. zudem Ausnahmeregelungen vorzusehen, welche eine
Vergiitung aulerhalb der Gesamtvergiitungen eriauben. | j
- Um die Umsetzbarkeit der Regelung zu gewahrleisten, bedarf es darliber hinaus zusatzii-
cher Verfahrensregelungen. Denkbar sind hier insbes. Regelungen zur Fristsetzung an die
. Vertragspartner und zur Einbindung der Aufsichtsbehdrden und der Schiedsémter (so kann
eine Frist gesetzt werden, bis zu welcher die Vereinbarungen zu Stande kommen mussen.
Wird diese Frist Uberschritten, setzt das Schiedsamt den Vertragsinhalt fest.)

Finanzielles Einsparvolumen::

Das finanzielle Einsparvolumen, welches sich mit Regelungen zu einer strikten Budgetierung
im vertragsarztlichen Bereich realisieren [dsst, ist als gering anzusehen, insbes. wenn die.
durch das Gesetz zur Einfihrung des Wohnortprinzips geschaffenen Honorarerhdhungsspiel-
raume fur die neuen L&nder im Jahr 2003 bestehen bleiben.

Auch gegenwdrtig werden bei den Honorarvereinbarungen i.d.R. die Verdanderungsraten ﬁicht
Uberschritten, d.h. die 0.g. Offnungsklauseln des Grundsatzes der Beitragssatzstabilitét (s.o.)
werden kaum genutzt: so stiegen die GKV-Ausgében far die drztliche Behéndlung im Jahr
2001 im Vergleich zum Vorjahr um 0,79 v.H. in neuen und 2,02 in den alten Landern, im 1. Hj.
2002 um 1,89 in den alten und 4,21 in den neuen Landern. Der relativ hohe Anstieg der Aus-
gaben' im 1. Hj. 2002 in den neuen Landern ist dabei auf die Regelungen des Gesetzes zur
EinfUhrung des Wohnortprinzips zurlickzufihren (s.o.).

Zustimmungsbediirftigkeit: _
Die notwendigen Regelungen zur Begrenzung des Budgetzuwachses auf die Grundlohnrate

waren als rein materiellrechtliche Vorschriften nicht zustimmungspflichtig. Eine Zustimmungs-
bedurftigkeit ergibt sich aber bei den Verfahrensregelungen (s.0.), die notwendig sind, um die
Umsetzbarkeit der Budgetierungsregelungen zu gewahrleisten.
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22244{33(;-1 Bonn, den 24, September2002
Hausruf: 2221
Referat 221
im Hause
Betr,; Vorbersiiung eines Vorschaligesstzes
hier: Beitrag 222 :
Bezug;, Besprechung am 24. September 2002
Anlg.: -1-
Beigefigt wird der Eeltrag das Referats 222 zu der o. g. Vorbereitung tbersandt.

Die Referate 223 und 228 haben mitgazsichnet.

k.

Dr. Bemardi
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Anlags

Inhalt dar Malnahms

{\ghebung dor Versicherungspflichigrenze fir Berufsanfénger auf das Niveau der Beitragsbe-
messungsgranze def geselziichen Rentenversicherung.

Finanzielies Volymen

In Anlehnung an die Daten der privaten Pflegeversicherung wird die Zaht der bstroffenen Be- ;
rufsanfanger auf 30.000 Miglieder p.a. geschétt. Diese Mitglieder zahlen j&hriich Je Mitglied
zwischen 4 big 3 Tsd. £ mshr an Beitrdgen in die Krankenversicherung ein als sie am Leis-
tungsausgaben verursachen. Hieraus ergibt sich eine Summe von 0,12 bis 0,15 Mrd. € p.a.,
die der GKY beim Verbleit der 5.a. Berufsanfanger als zusadtzlicher Deckungsbeitrag zur Ver-
fGgung sténde. _ ‘ .
In den Folgejahren wiirds dieser Beitrag mit denen der dann zusatzlich in der GKV verbieibsn-
 den Berufsanfangsr kumulisren, '

Zustimmungsbed(ritickett

Die Anhebung der Varsicherungspflichigrenze als solche ist zustimniungsfrei. Dies dirfte auch
fur die notwendige Folgeanderung zum Beitrittsrecht fﬁr Berufsanfénger gelten, das auf den
Personenkreis zu beschranken ist, der die hohere Vsrsicherungspflichtgrenze Obersteigt. Da
es sich hierbej ledigiich um eine Beschrénkung des beitrittsberechtigten Personenkreises han-
delt, bleiben die verfshrensrechtiichen Regslungen in Bezug auf die Ausiibung des Beitritts-
" rachts unberthrt. ‘

‘Bemerkungen

Die Beschrankung der Anhsbtng dar Versicherungspflichtgrenze auf Berufsanfanger hat zur
Falge, dass in der GKV zwai verschisdene Versicherungspflichtgrenzen nebeneinander existie-
ren, dle auf unabsehbara Zeit fertgeschrieben werden missen.

Durch die wsiter bestehende niedrigere Beitragsbemessungsgranze kann es zu gleich hohen
Beitragszahiungen kommen, obwohl fir die Versicharungspflicht ein bis zu 25 V.H. htheres
Einkommen magebiich ist.
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Referat 227 ' Bonn, den 25, September 2002

RL: RD Dr. Neumann (22703
Refir: RO Dr. Fleisch

Referat 221

imHauss

~‘Betr.: Vorschaltgsseiz: , ,
hier. Begleitmalnahmen for alls Leistun‘gssektoren
Begug:Hausbesprechung mit Herm UAL vom 24.09.02

. Hiermit Gbarsends ish Ihren int der Anlage die gewtnschten Vermerke zu den in meiner Zu-

stdptigkeit lighendan VorGbarlegungen fﬂr_‘das o,g.‘Vorschaltgesetz.



v

0049 0228 94149726

/

Zahndrztliche Behandlung

Inhalt ‘

Die nach § 85 Abs. 2 und 3 SGB V zu vereinbarenden Veranderungen der Gesamtvergltun-
gen fir zahnarztliche Leistungen einschliellich Zahnersatz und Kieferorthopadie diirfen sich im
Jahr 2003 hochstens um die maflgebliche durchschnittliche Verénderungsrate der beitrags-

- pflichtigen Einnahmen aller Mitglieder der Krankenkassen je Mitglied gemaR § 71 Abs. 3 SGB

V verandern.

Finanzvolumen

Die Regelung ist nicht geeignet Einsparungen herbeizufithren, da die Gesamtvergltung von

den Vertragspartnern bereits nach dem geltenden Recht (héchstens) mit der Grundlohnent-
wicklung entsprechend dem Grundsatz der Beitragssatzstabilitat fortgeschrieben wird. Im Ubri-
gen wachsen die Ausgaben flr die zahnérztliche Behandiung ohne Zahnersatz im ersten
Halbjahr 2002 im Bund um 0,1 v.H., die Ausgében fir Zahnersatz gingen im gleichen Zeitraum
um — 2,6 v.H. zuriick. Einspamngen waren nur bei Absenkung der zugrundeliegenden finan-
ziellen Ausgangsbasis bzw. bei einer von § 71 Abs. 1 Satz 2 SGB V abweichenden Ausgaben-
begrenzung fir Priventionsmafinahmen mdglich. Insbesondere letzteres diirfte kaum in der
Offentlichkeit darstellbar sein. '

Zustimmungsbediirftigkeit

Nein.
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Zahntechnische Leistungen

inhalt .

Die von den Landesverbanden der Krankenkassen und den Verbanden der Ersatzkassen mit
den Innungsverbanden der Zahntechniker zu vereinbarenden Vergutungen flr zahntechnische
Leistungen durfen sich im Jahr 2003’h6-chs‘tens um die mafRgebliche durchschnittliche Veran-
derungsrate der beitragspflichtigen Einnahmen aller Mitglieder der Krankenkassen je Mitglied
gemaRk § 71 Abs. 3 SGB V verdndern. ‘

Finanzvolumen
Die Regelung ist nicht geeignet Einsparungen zu erzielen, Preisvereinbarungen Uber die

Grundlohnentwicklung hinaus (unwahrscheinlich) kdnnten allerdings verhindert werden.

Zustimmungsbediirftigkeit

Nein.
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Heilmittelversorgung

Inhalt

Die zwischen den Landesverbinden der Krankenkassen sowie Verbande der Ersatzkassen auf
Landesebene mit Leistungserbringem oder Verbdnden der Leistungserbringer vereinbarten
Preise fiir Heilmittel diirfen sich im-Jahr 2003 héchstens um die mafgebliche durchschnittliche
Veranderungsrate der beitragspflichtigen Einnahmen aller Mitglieder der Krankenkassen je
Mitglied gemaR § 71 Abs. 3 SGB V verandern.

Finanzvolumen A
Die Regelung ist nicht geeignet Einsparungen zu erzielen, Preisvereinbarungen Uber die
Grundlohnent\Nickiung hinaus (unwahrscheinlich) kdnnten allerdings verhindert werden. Die

~ Ausgabendynamik im Heilmittelbereich in den Jahren 2001 und 2002 ist nicht auf die Preis-

komponente, sondern auf die Mengenkomponente zurlickzufithren.

Zustimmungsbediirftigkeit

Nein.
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Hilfsmittelversorgung
Inhalt

Die zwischen den Krankenkassen oder ihren Verbanden mit Leistungserbringer oder Verban-
den der Leistungserbringer vereinbarten Preise fUr Hilfsmittel darfen sich im Jahr 2003 héch-
stens um die maRgebliche durchschnittliche Veranderungsrate der beitragspflichtigen Emnah—
men aller Mitglieder der Krankenkassen je Mitglied gemaf § 71 Abs. 3 SGB V verdndern.

Finanzvolumen

Die Regelung klammert den mit Festbetragen abgedeckten Ausgabenanteil von ca. 40 % der
GKV- ansmlttelausgaben aus. Sie diirfte allerdings kaum geeignet sein, die Preiskomponente
im Hilfsmittelbereich wirkungsvoll auf die Grundlohnentwickiung zu begrenzen, da die Kran-
kenkassen bei den mit Leiséungserbringern vereinparten Preisen bereits gegenwartig hoch-
stens die Grundliohnentwicklung als Mafstab 2ur Fortschreibung der Preise zugrunde legen.
Einsparungen kdmen hier nur dann zustande, wenn die Krankenkassen in ihren Vertragsver-
handlungen Wirtschaftlichkeitsreserven starker als bisher nutzen wiirden und insbesondere
preisgunstige Anbieter von Hilfsmitteln in Einzelvertragen vertraglich binden wirden. Dies ist

aﬂerdingé bereits nach dem geltenden Recht méglich.

Zustimmungsbediirftigkeit

Nein.
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Referat 221

im Hause

Bonn, den 25. September 2002
Hausruf; 2250/2252/2253

Betr.. Vorschaltgesetz zur Beitragssatzsicherung im Jahr 2003
hier; - Beglsitmalbnahmen zur Bagrenzung der Verwaltungskosten der

Krankenkassen fiir das Jahr 2003

- Beglefimainahmen zur Begrenzung der Arzneimittelausgaben im Jahr 2003

Anbei jo 1 Papier zu dan ¢.g. Beglsitmalinahmen.
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Ref.: ORR Leber (2252)

Betr. Vorschaltgesatz zur Beitragssatzsicherung im Jahr 2003
 hier. Beglsitmalnahmen zur Begrenzung der "Arzneimittelausgaben”

1. Gesetiche Vargabs der Ausgé.benvoiumen 2003

Das von den Krankenkassen auf Landesebene und der Kassenarztlichen Vereinigung nach
dem ABAG (§ 84 Abs. 1 SGB V) im Rahmen der Arzneimittelvereinbarung bis zum 30. No-
vember fir das jewsiis folgende Kalenderjahr anzupassende Ausgabenvolumen fiir die veran-
lassten Arznel- und Verbandmittel soll im Vorschaligesstz fGr das Jahr 2003 bundesweit \fcr-'
gegeben werden. '

Vorschlag:

- Vereinbariss SOLL-Voiumen 2002 X Anpassungsrate dle die bundesdurchschmtthche Grund-
lohnrate far 2603 in Anbelracht der realen Ausgabenentwncklung 2002 erheblich tberschraitet
(4% aufwz‘rts)

Erlduterung: . 4

Die KBV fordart gegentber dem iST 20@2 einen Zuwachs in Hohe von 7 v.H. Dis Krankenkas-
-sen haben angeboten dag SOLL 2002 um 0,5 v.H. anzupassen. Die gesetzlich vorgegebene
- Anpassungsrate mu einsrsaiis Druck auf die Erreichung von Wirtschaftlichkeitszielen geben,
andererseits aber nicht dar Arzisschaft eine Steilvorlage bieten, ermeut eine heftige Rationis-
rungsdebatie los zu treten. Dashalb dirfte sich die gesetzlich vorgegebene Anpassungsrate im
Ergebnls mit Augenmal Gber der flir das Jahr 2003 zu erwartenden Grundiohnzuwachsrate
bewegen. Dia Héhe hat auch die herstallar- und handelsbazogenen Emsparma&nahmen zu
berticksichtigen.

Zustimmungsbediritigket: nein
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2. Schérung der Sanidion bei Uberschreitung (ohne gesetzlichen Automatismus)

Mach § 84 As. 3 3GB V ist die Uberschreitung des vereinbartsn Ausgabenvolumen Gegens-
tand der Gesamiverirdge. Verschérung dieser Sanktionsregelung aber kein ,RUckfall* in die
meachanische gaseiziichs Rilrzung der Gesamivergltung: Eine Uberschreitung des Ausgaben-
volumens ist bel der Verainbarung der Gesamtvergitung vergltungsmindemnd zu berlicksichti-
gen.

Zustimmungsbedrfiigkeitnein

3. Begleitrna@nahman zur Aklivierung ABAG-Steuerung -

' Die Regelungen zur Ausgabenbegrenzung missen flankiert werden durch gesetzgeberische
MaRnahmen zur Aktivierung der ABAG-Steuerung. Nach allen Erfahrungen werden sie ohne
sine Flankierung nicht wirken. ' '

R Terminvorgabe fir gestaffelte info-Kampagne der KVen alle zwei Monate mit Sanktion
bei Nichteinhaliung der Tamine

 Nach § 73 Abs. 8 haben die K\Jen und die KBV eine Informationspflicht zur wirtschaftlichen

' Verordnungsweise. Hierfliy soli irn Vorschaltgesetz gestaﬁe!te Terminvorgaben zur Information
_der Arzte gesetzt werdan, Die KV-Info-Kampagne ist ab 01.01.2002 durchzufihren, alle zwei -
| Monate zu wiederholen und dabsi zugteich Schritt flr Schritt auf zusétzliche Bereiche zu er-
weitermn. '

‘Bei Nichteinhattung der Termins zahlen die KVen an die Krankenkassen einen Betrag in Héhe
von jewells {50.0001 € (Passivitdtssaniiion).

CATEMPAZ5vorschilag2.dac 08,10.07 142
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, 3.2 Terminvorgabe fiir Kassen fir Information an Versicherte

Die Krankerkesssn haben im Jahr 2003 die Verszchertan enisprechend schrittweise Uber wirt-
schafiliche Arzneimittel-Verordriungen zu informieren.

3.3  Terminvorgabe fOr die Spitzenve?bénde der Krankenkassen bis zum 31.03.2003 weiter-
verarbeitungsfahige arzibezogene Frihinformationen an die KVen zu liefemn.

34  Terminvorgabe fOr die KVen, ab 01.04.2003 Beratungen der auffalligen Arzte durchzuy- .

fihren
3.5 Temminvorgabe fir Einleitung Wirtschaftiichkeitsprifung Arzte (1.4.2003)
Die paritatisch von Veriretern der Krankenkassen auf Landessbene und den KVen besetzten

- Prifungsausschisses (bei den KVen) warden verpflichtet, \Mrtschafﬂichkéﬁsprﬂfungen spates-
tens zum 1.4.2003 einzulaiten. Krankenkassen we_i'dEn verpflichtet, entsprachende Antrags zu

stelien. Nach dem ABAG kénnen bis zum 31.12,2003 neben Richtgrdfenprifungen auch

Durchschnittsprifungen durchgefishrt werden.

 Zustimmungsbedtirfiig 2u 3.1 - 3.5; ja

' Bermerkung zu 1. - 3.

Die Erfahrungen mit rein fiskalisch motivierten Ausgabengrenzen: im Arzneimittelbersich bele-
gen, dass dia reale Entwickiung auf dem GKV-Verordnungsmarkt sich nicht nach vorgegebe-
:nen Ausgabengranzen richiet. Die realen Ausgaben werden sich auch im nachsten Jahr nicht
"quasi von selbst”, wie politisch gewlnscht, einpendeln. Dis konkrate inhaltliche Zielvorgaben
und Umsstzungsmainahmen (Information, Beratung, Controlling, -Prﬁfun‘g, Regress), die bis
zur Ebene der einzelnen Arzt-/Patientenbeziehung reichen, kdnnen nur auf das Ziel gerichiet
sein, eine Wende des bisherigen Verordnungstrends herbeizufiihren.

2. WV.225

CATEMP2Svorachiag? doc 08,10.02 10:43
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225 . 44591/32 - " Bonn, den 25. September 2002
| Hausruf: 2250/2253
RL: MR Dr. Da!

Sh.: ‘*%ZH aé

Betr.: Vorschailgasstz zur Beiragssatzsicherung im Jahr 2003

hisr;  ~ Begleiimalnahmen zur Begrenzung der Verwaltungskosten der
Kreﬁkankassen fr das Jahr 2003

Die lst-Ausgaben der sinzsinen Krankenkassen je Mitglied dbrfen sich im Jahre 2003
héchstans um die fir das Jahr 2003 fGr die Bereiche Ost und Wesi festgesetzta
Verdnderungsmaie nach § 71 Abs. 2 SGB V verdndem, Ausgangsbasis sind d;e |st—Ausgaben
der Verwaitungskosten das 2. Ha b,ahres 2001 und des 1. Halbjahres 2002 oder dle Ist-
Ausgaben des Jahraes 2001 verdndert um die Grundlohnrate fir das Jahr 2002.

Fur sine aus rechtiichen Grinden unvermeidbare Uberschreitung ist sine Ausnahmeklausel
vorzusehen. ‘

Wenn méglich, soilite keine Kéausalhfﬁr den Bereii:h des Mitgliederwechsels aufgenommen
. werden. ’

Zustimmungsbediritigkeit: ener ja

CATEMP\ZSVarse! dec 08.10.02 10:44
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Referat: 11 1 ‘ ' . Bonn, den 25, September 2002
GZ 11142 Hausruf: 1110

Referat 221 o ) '

ber

Herrn Unterahteiiungsisiter 11 £ K ’/‘/L% 257 5.
Herrn Abtailungslaiter 1.

’*1
imHaise \Z\

2002

Anlagen

Beigefugt Qbaré&nde. ich den Beitrag des Referates 111.

Vb

' Ulnch Dietz
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Arzneimiftelversorgung

Hler: Absenkung der GroRhandelsspanne

—v—
.

.

.

. inhalt

Reduzierung, ggfs. Halbierung der GroBhandelszuschlags.

Variante A: Andarung der Arzneimittelprelsverordnung (Rechtsverordnung
BMWI im Einvernehimen mit BMG. Notwendige Folgeregelung: Anpassung der
Festbetrdge - Anderung § 35a SGB V).

Variante B: Einfiihrung einer Rabatiregelung im SGB V. Keine
Folgednderungsn in § 35a SGB V).

Finanzielle Auswirkung

Volumen der Handeisspannen des GroBhandels im GKV-Markt (2001):
nominat: 1,8 Mrd. Euro (ABDA); real: 0,8 Mrd. Euro (VFA)

Bel Halbierung des nominalen GroRhandelszuschiags ergibt sich eine

Einsparung von 1d. 1 Mrd. Eurp,

Zustimmungsbedirfigkeit

Bei Variante A {Arzneimittelpreisverordnung): ja
Bei Variante B (GKV-Habatt): nein ‘
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Arznsimittelversorgung

Hiar; Abschlag patanigeschitts Arzneimittel

i

inhait

Abschiag fiir patantgeschiltzts Arzneimitiel.

Variante A: Preismoratorium plus Abschlag 4 % wie Art.2 AAGB (Entwurf);

© for Neusinfuhrungen ist nur ein Preisstopp méglich; Ansatzpunkt im AABG

waren nicht-festbetragsgsbundene Arzneimittel und nicht nur
natenigeschitzie; neu aufnshmen als Ausnahme: Arzneimittel, fur die
Prelsdrittel-Linien bestimmt sind. o

Hinweis: Bundesragisrung hat Verzicht auf Preisregelungen bei
fastbetragsfreien Arzneimitteln fir die Jahre 2002 und 2003 erklért
(Presseerkidrung BX am 8.11.2001).

Mdgliche Alternative: Mengenrabatt, entweder auf Bundesebene nach
Malgabe Umeatzentwickiung nicht-Festbetragsarzneimittel oder
Unternehmensbezogen (Prifbedarf!)

Variante B: Direktrabalt der Hersteller an die Krankenkassen mit faktischen
Preisstop, z.B. 10 bis 15 % bzw. 90 bis 85 % der Preise am 1. Oktober 2002.
GGfs. Staffelung nach Malgabe der Umsatzsteigerung im Vorjahr; ggfs.

kombinieren mit struidureiler Korponente: ab 2005 Verhandlungsoption
Herstellor-Kassen Uber Rabatte.

Finanzielis Auswirkung

Betroffener GKV-Umsatz: ¢a. 12 Mrd. Euro (2002), davon zu
Herstelierabgabapreisen ca. 7 Mrd. Euro
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Variante A: Artike! 2 AABG: rd. 300 Mio. Euro; ggfs. héherer Anschlag
(beteiligt auch Apotheker und Grolhandsl) |
 Variante B: bai 10 % 700 Mio. Euro; bei 15 % rd. 1 Mrd. Euro
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Hier: Abkappunyg der Handelszuschidge bel hochpreisigen Arzneimitteln

. inhalt

.

Abkappung der Zuschlfge bei hochpreisigen Arzneimitteln.

Variznts A: Anderung der Arzneimittél-Preisverordnung: Umsetzung des
ABDA-Vorschiags, jedoch (zunichst) ohne Anhebung der Zuschlége im
- unteren Preishereich, Trifft auch den Grofhandel.

Variante B: Zus&tziiche Staffelung des Apothekenrabatts (§ 130 SGB V).
Ggfs. kombinieren mit einer strukturellen Komponente: Option direkte

Rabativersinbaringan Ag:ethek&Krankenkasse ab 2004, Trifft nur die
Apotheken. : ‘ | ‘

Flnanzleile Auswlirkung

Handelsspannen Apothseksr. 4,2 Mrd. Euro (ABDA); real: 5,8 Mrd. Euro (VFA)

Handslsspannen Groldhands!: 1,8 Mrd. Euro (ABDA); real: 0,9‘ Mrd. Euro
- (VFA) ' | '

Ca. 500 Mio, Eure

GESAMT SELTE!

MR




	Gesamtübersicht der Anlagen/Dokumente

